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Drucksache VI/1628 


Der Bundesminister für Verkehr und Bonn, 16. Dezember 1970 

für das Post- und Fernmeldewesen 

Kabl073-2 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Äußerungen von Bundesverkehrsminister Leber 

Bezug; Kleine Anfrage der Abgeordneten Strauß und Genos- 
sen 

- Drucksache VI/ 1506 - 


Die Kleine Anfrage wird wie folgt beantwortet: 

Zu den aufgeworfenen Fragen hat sich der Bundesminister für 
Verkehr und für das Post- und Fernmeldewesen bereits in der 
81. Sitzung des Deutschen Bundestages ausführlich geäußert. 
Die einzelnen Fragen können daher auch unter Hinweis darauf 
wie folgt beantwortet werden: 


1. Welche Unternehmen und Firmen hat der Herr Bundesminister 
für Verkehr damit gemeint? 

Die Bundesregierung hält es mit Rücksicht auf die nachstehend 
gegebenen Antworten nicht für angebracht, hierüber Auskünfte 
zu geben. 


2. Hat der Herr Bundesverkehrsminister bisher nicht die für Ver- 
gabe von öffentlichen Aufträgen geltenden finanziellen Bestim- 
mungen beachtet, wenn er glaubt, in Zukunft Kalkulationen und 
evtl. Gewinnspannen aus parteipolitischen Gründen schärfer 
durchrechnen zu müssen? 

Bisher ist vom Bundesminister für Verkehr und für das Post- 
und Fernmeldewesen entsprechend den für die Vergabe von 
öffentlichen Aufträgen geltenden Bestimmungen verfahren 
worden. 
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3, Gedenkt der Herr Bundesverkehrsminister in Zukunft Aufträge 
nach parteipolitischen Gesichtspunkten und nicht nach den für 
die Vergabe öffentlicher Aufträge geltenden Bestimmungen zu 
vergeben? 


Nein. 


4. Hat die Bundesregierung bereits Maßnahmen dieser Art ge- 
troffen? 

Nein. 


5. Glaubt sie, daß derartig massive Einschüchterungen gegenüber 
der deutschen Industrie angebracht sind, um den Anteil der 
Regierungsparteien an Parteispenden, die nach dem Parteien- 
gesetz ausdrücklich zugelassen und vorgesehen sind, zu erhöhen? 


Die Äußerungen des Bundesministers für Verkehr und für das 
Post- und Fernmeldewesen zielten in keiner Weise darauf ab, 
den Anteil der Regierungsparteien an Parteispenden zu er- 
höhen. 


6. Was gedenkt sie zu veranlassen, um diesen unzulässigen Miß- 
brauch der Staatsgewalt zu verhindern? 

Die Bundesregierung sieht nach den vorstehend zu 1. bis 5. 
gegebenen Antworten keine Veranlassung, hierüber irgend- 
welche Überlegungen anzustellen. Der Bundesminister für 
Verkehr und für das Post- und Fernmeldewesen wird die in 
einer Wahlrede in München als Eventualabsicht gemeinte 
Ankündigung nicht verwirklichen. Es besteht kein Anlaß zu 
irgendwelchen Zweifeln, daß sich der Bundesminister - wie 
bisher - auch künftig bei allen Amtshandlungen innerhalb der 
Legalität bewegen wird. 


In Vertretung 

Börner 



